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SPRUCH 

 

Der Mensch, welcher nur sich liebt, fürchtet nichts so sehr, 

als mit sich allein zu sein. 

Blaise Pascal; 1623 - 1662, französischer Mathematiker, Physiker und 

Philosoph 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
  

Behandlung von Minijobbern in 
der Corona-Krise 

  

Von den Auswirkungen durch den Corona-Virus sind auch Mi-
nijobber und deren Arbeitgeber betroffen. Für sie gelten teil-
weise andere Regelungen wie für sozialversicherungspflichtige 
Arbeitnehmer. Grundsätzlich gilt: 
 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall: Ist der Arbeitnehmer 
nachweislich an dem Corona-Virus erkrankt und dadurch ar-
beitsunfähig, müssen Arbeitgeber den regelmäßigen Verdienst 
für den Zeitraum von bis zu 6 Wochen weiter zahlen. Nimmt 
der Arbeitgeber am U1-Umlageverfahren teil, kann er eine Er-
stattung im Krankheitsfall des Minijobbers geltend machen.  
 
Ist ein Minijobber nicht selbst erkrankt, jedoch aber unter Qua-
rantäne gestellt, finden die Regelungen des Infektionsschutz-
gesetzes Anwendung. Auch hier muss der Arbeitgeber zunächst 
für den Minijobber den Verdienst für sechs Wochen weiter be-
zahlen. Er kann jedoch die Erstattung der Kosten bei der zu-
ständigen Gesundheitsbehörde des Bundeslandes beantragen. 
 
Überschreiten der Minijob-Grenze von 450 € im Monat: 

 
 

  



Überschreitet der Jahresverdienst eines Minijobbers 5.400 €, 
liegt nicht automatisch eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung vor. Hierfür gibt es Ausnahmeregelungen. 
 
Ein Minijob bleibt auch dann bestehen, sofern die Verdienst-
grenze gelegentlich (nicht mehr als 3 Kalendermonate inner-
halb eines Zeitjahres) und die Entgeltgrenze nicht vorhersehbar 
(nicht im Voraus vereinbart) überschritten werden. Grundsätz-
lich spielt hier die Höhe des Verdienstes keine Rolle. Aufgrund 
einer Verlautbarung der Spitzenorganisation der Sozialversiche-
rung vom 30.3.2020 kann ein gelegentliches Überschreiten der 
Verdienstgrenze bei 450-€-Minijobs für die Monate März bis 
Oktober 2020 bis zu 5-mal innerhalb eines Zeitjahres erfolgen. 
 
Kurzarbeitergeld: Kurzarbeitergeld wird nur für Arbeitneh-
mer, die versicherungspflichtig in der Arbeitslosenversicherung 
sind, gewährt. Minijobber erhalten kein Kurzarbeitergeld, weil 
sie arbeitslosenversicherungsfrei sind. 
 
Bei Arbeitnehmern, die in ihrer Hauptbeschäftigung in Kurzar-
beit gegangen sind und jetzt bei einer anderen Firma einen Mi-
nijob neu aufnehmen, wird der Verdienst aus dem neuen Mi-
nijob auf das Kurzarbeitergeld angerechnet und dieses entspre-
chend gekürzt. Wird ein schon vor Beginn der Kurzarbeit in der 
Hauptbeschäftigung bestehender Minijob fortgesetzt, wird die 
Berechnungsgrundlage für das Kurzarbeitergeld nicht um den 
Verdienst aus dem Minijob gekürzt. 
 
Ausnahme: Wird ein Minijob in einem systemrelevanten Be-
reich (z. B. im Gesundheitswesen, Apotheke, Landwirtschaft) 
während der Kurzarbeit aufgenommen, wird der Verdienst 
nicht auf das Kurzarbeitergeld angerechnet, wenn der aus der 
Hauptbeschäftigung noch gezahlte Verdienst zusammen mit 
dem Kurzarbeitergeld und dem Verdienst aus dem Minijob das 
normale Bruttoeinkommen nicht übersteigt.  
 
Regelungen in der Sozialversicherung: Werden Zahlungs-
schwierigkeiten durch ein sog. unabwendbares Ereignis verur-
sacht, zeigen sich die Einzugsstellen kulant und verzichten auf 
die üblichen Gebühren für verspätete Beitragszahlungen wie z. 
B. Stundungszinsen. Säumniszuschläge bzw. Mahngebühren 
werden auf Antrag erlassen. 
 
Betriebsschließung: Auch im Falle einer Betriebsschließung 
wegen des Corona-Virus bleibt für Minijobber weiterhin ein An-
spruch auf Zahlung seines Verdienstes bestehen. 
 
 
 



 
Familienrecht/Erbrecht 
 
 
Lohnersatz wegen Schul- und Kitaschlie-
ßung 
  
Durch die Schul- und Kitaschließungen wegen des Corona-Virus 
sind auch Eltern mit kleinen Kindern vor besondere Herausfor-
derungen gestellt. Dafür hat die Bundesregierung ein Maßnah-
menpaket zusammengestellt, das diese Bürger gegen übermä-
ßige Einkommenseinbußen absichern soll. 
 
Eltern erhalten eine Entschädigung von 67 % des monatlichen 
Nettoeinkommens (maximal 2.016 €) für bis zu sechs Wochen. 
Voraussetzung dafür ist, 
 
   dass die erwerbstätigen Eltern Kinder unter 12 Jahren zu be-
treuen haben, weil eine Betreuung anderweitig nicht sicherge-
stellt werden kann, 
    dass Gleitzeit- beziehungsweise Überstundenguthaben aus-
geschöpft sind. 
 
Die Auszahlung übernimmt der Arbeitgeber, der bei der zustän-
digen Landesbehörde einen Erstattungsantrag stellen kann. 
 
 
 

 
 

Sonstiges 
 
 

Gesetz zur Abmilderung der 

Folgen der Corona-Pandemie 

  

Zur Eindämmung des massiven Anstiegs der Infektionen mit dem 

Corona-Virus ordneten Behörden im März 2020 die Schließung einer 

Vielzahl von Freizeit- und Kultureinrichtungen, Kinderbetreuungs-

einrichtungen, Gastronomiebetrieben und Einzelhandelsgeschäften an 

und untersagten zahlreiche öffentliche Veranstaltungen. Betroffene 

Unternehmen mussten ihr Geschäft aufgrund der Maßnahmen und 



weil Mitarbeiter teilweise unter Quarantäne gestellt wurden und daher 

nicht zur Verfügung standen, beschränken oder einstellen. 

 

Zur Abmilderung der daraus entstehenden Folgen hat die Bundesre-

gierung für Unternehmer und Verbraucher Unterstützungsmaßnah-

men auf den Weg gebracht.  

 

Leistungsaufschub: Mit dem Gesetz wird ein Moratorium für die Er-

füllung vertraglicher Ansprüche aus Dauerschuldverhältnissen einge-

führt, die vor dem 8.3.2020 abgeschlossen wurden. Damit wird be-

troffenen Verbrauchern und Kleinstunternehmen, die wegen der 

Corona-Pandemie ihre vertraglich geschuldeten Geld- und andere 

Leistungen nicht erbringen können, bis zum 30.6.2020 ein Leistungs-

verweigerungsrecht eingeräumt und somit ein Aufschub gewährt. 

Dieser gilt z. B. für Leistungen der Grundversorgung (Strom, Gas, 

Telekommunikation, soweit zivilrechtlich geregelt auch Wasser).  

 

Mieter/Pächter: Miet- bzw. Pachtverhältnisse können aus wichtigem 

Grund bereits dann außerordentlich fristlos gekündigt werden, wenn 

der Mieter für zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrich-

tung der Miete in Verzug ist. Der Gesetzgeber hat hier zur Entlastung 

der von der Corona-Krise betroffenen Mieter und Pächter eine Über-

gangsregelung geschaffen (Siehe hierzu getrennten Beitrag: Locke-

rung des Mietrechts durch die Corona-Pandemie). 

 

Verbraucherdarlehen: Mit dem o. g. Gesetz wird eine Stundungsre-

gelung und eine Vertragsanpassung nach Ablauf der Stundungsfrist 

eingeführt. Flankiert wird dies von einem gesetzlichen Kündigungs-

schutz (siehe hierzu den Beitrag: Änderungen bei Verbraucherdarle-

hen wegen der Auswirkungen der Corona-Krise). 

 

Insolvenzrecht: Die Insolvenzantragspflicht und die Zahlungsver-

bote werden bis zum 30.9.2020 ausgesetzt, es sei denn die Insolvenz 

beruht nicht auf den Auswirkungen der Corona-Pandemie oder es be-

steht keine Aussicht auf die Beseitigung einer eingetretenen Zah-

lungsunfähigkeit. Für einen dreimonatigen Übergangszeitraum wird 

auch das Recht der Gläubiger suspendiert, die Eröffnung von Insol-

venzverfahren zu beantragen. Die Aussetzung der Insolvenzantrags-

pflicht sowie die Regelung zum Eröffnungsgrund bei Gläubigerinsol-

venzanträgen soll bis zum 31.3.2021 verlängert werden können. 

 

Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Woh-

nungseigentumsrecht: Damit betroffenen Unternehmen verschiede-

ner Rechtsformen auch bei weiterhin bestehenden Beschränkungen 

der Versammlungsmöglichkeiten erforderliche Beschlüsse fassen und 

handlungsfähig bleiben, wurden vorübergehend substantielle Erleich-

terungen für die Durchführung von Hauptversammlungen geschaffen. 

Das betrifft auch Genossenschaften und Vereine, die auch ohne ent-

sprechende Satzungsregelungen z. B. die Durchführung von Ver-

sammlungen ohne physische Präsenz sowie die Beschlussfassung au-

ßerhalb von Versammlungen durchführen können. 


